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Andreas Gerhartl: Entgeltfortzahlung von Überstunden

Die Höhe der Entgeltfortzahlung bei Dienstverhinderung (Urlaub, Krankenstand, Dienstfreistettung etc) ist relativ häufig
Gegenstand (höchst)gerichtlicher Entscheidungen. lm aktuelten Beitrag zeigt Dr. Andreas Gerhortt auf, wie sich daã
fortzuzahtende Entgelt insbesondere bei schwankenden Entgettbestandteilen (zB Mehrteistungsvergütungen, provisionen)
zusammensetzt. Die Problematik wird anhand der Einbeziehungvon (fiktiven) Überstunden behandett und es werden dabei
einige neuralgische Punkte auch kritisch beleuchtet.
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Personenbefördenrng, Erlaubnis, Widenuf, flrnanzielle Leis-
tungsftihigkeit, Verstoß gegen BuchfÌihrungs- und Steuerer-
klärungspflichten,UnzuverlässigkeitdesGeschäftsführers OVGMünste¡

Widem:f von Taxi- und Mietwagengenehmigungen, persön-
liche Unzuverlässigkeit, strafrechtliche Verurteilung wegen
Vorenthaltens und Veruntreuens von Arbeitsentgelt, Gesamt-
verhalten und Persönlichkeit des Betroffenen, Häufung, Ver-
stöße gegen arbeitsrechtliche, sozialrechtliche oder steuer-
rechtlicheVerpflichtungen,nachträglichesWohlverhalten VGHMünchen

Handwerk, Berufsbildung
Prüfungsrecht, Anerkennung anderweitig erbrachter Prü-
fungsleistungen, Gleichwertigkeit, Ausschluss der Aner-
kennung, Einschätzungsspielraurn des Gesetzgebers, freie
Berufswahl, Verhältnismäßigkeit, Masterarbeit, Überzeu-
gungsgrundsatz BVerwG

Prüfungen, offene Zweitkorrektur, Kenntnis von Bewedun-
gen von Teilleistungen, Inhalt des Protokoils einer mündli-
chen Prüfung OVG Münster

Allgemeines Prtifungsrecht, Anzahl von Wiederholungspni-
fungen, mtindliche Nachprüfung, Umstellung von PrÍifungs-
ordnungen OVG Hamburg

Gaststätten, Handel, Dienstleistungen, Ladenschluss
Gaststättenerlaubnis, Widenuf, Unzuverlässigkeit, maßgeb-
licher Zeitpunkt, Steuerschulden, Sperrzeit, Nichtraucher-
schutz, Gewerbeanmeldung OVG Münster
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Rechtsprechung im Volltext

Beitragsr"echt

BSG
20.07.20L7 -B 12 KR 14115 R

Beitragsmäßige Differenzierung von Versicherten mit und ohne Iünder
(mit Anm.Timo Hebeler)

Verfahrensrecht

BSG
27.06.201.7 -B2U 13115 R

Kommentierte Rechtsprechung

Europarecht

EuGH
20.12.201.7 - C-44211.6

Kran kenversicheru ngsrecht

BSG
26.09.201,7 - B 1 I(R Bt17 R

Rentenversicherungsrecht

LSG Baden-rü/ürttemberg
14.1220L7 - L 10 R 21.82t1.6

Unfal lversicheru ngsrecht

BSG
31..08.201.7 - B 2 U 1.11,6 R

Grundsicherungsrecht

BSG
1.2.L0.201.7 - B 4 AS 1.9t16 R

BSG
2s.1.0.2017 -B 14 

^S 
4t17 R

Beitragsrecht

BSG
28.09.2017 - B 3I(S 2116P\

BSG
28.09.201.7 - B 3 I(S L11.7 R

LSG Schleswig-Hoistein
29.06.201.7 - L 5 I(R 20115

Verfah rensrecl'lt

BSG
21..09.2017 - B B SO 3t1,6 R
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Zinsanspruch nach g 288 Abs. 1 BGB analog bei Aufwendungsersatzanspruch 275
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268
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Wegeunfall - Unterbrechung zum Brötchenkauf (Annek"e Löns) 282

Zur Berücksichtigung angesparter SGB Il-Leistungen als Vermögen
(Tobias Mushoffl
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Keine Abgabepflicht nach dem KSVG für den Veranstalter des jährlichen 285
Christopher Street Day in Berlin (Katharina uon Koppenfels-Spies)
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(Kath arina u on Kopp enfels - Sp ie s)
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(Dunia Barl<ou uon Creytz)
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Titelthema Arbeit, Gesundheit, Pflege
Das plant die neue Bundesregierung

Soziales

Hnrus Narue sru
Die sozialpolitischen Vorhaben
der neuen Bundesregierung

Arbeit 93 SnsnlNrKmus-scnrllrrrn/Mnnrrrul(ürurle
Licht und Schatten
Arbeitsmarktpolitik im

Pftege 707 Mrnco FnnNr
Pftegepotitik im Koalitionsvertrag:
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unter Finanzierungsvorbehalt
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Bewertung gesund heitspotitischer Vorhaben
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Arbeitende Gefangene in die Rentenversicherung einbeziehen!

Magazin G KV: Schulden fieiwitlig Versicherter
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Personalia
WSI: Deutlicher Spielraum für höheren Mindestlohn
Termine
Pflegeversicherung erzielt e zoq Defizit
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93

Iu relr

Seit dem 4. Màrz gibt es eine

neue Bundesregierung -
mit neuen Ministern für die

Bereiche Arbeit und Sozia-

les, Gesundheit und Familie.

Sie haben jetzi dreieinhalb

Jahre Zeit, um die zahtreichen

Vorhaben, die im Koalitions-

vertrag von CDU, CSU und

SPD vereinbart wurden,

umzusetzen. Hier werden die

Ziele und geplanten Reform-

schritte der neuen Großen

Koalition zur Arbeitsmarl<t-,

Sozia[-, Gesundheits- und

Pftegepotitik unter die Lupe

genommen. Was hat die neue

Bundesregierung in diesen

Bereichen vor? Gibt es einen

großen Wurff Wie sinnvolt sind

die geplanten Vorhaben? Und

zu welchen tängst überfälligen

Reformschritten schweigt der

Koalitionsvertrag?

Hamburg will (angehenden)

Beamten ab August die Ein-

beziehung in die gesetztiche

Kran l<enversicheru ng (G KV)

erleichtern. Doch ist für Beamte

der Wechsel in die GKV bei Über-

nahme der Arbeitgeberbeiräge

zur Krankenversicherung statt
Zahlung einer Beihitfe finan-

zietl attraktiv? Und weist das

Hamburger Modell einen Weg in

Richtung Bürgerversicherung?

Wenn Hartz-lV-Beziehende

umziehen müssen, haben sie

kein Geld für die fältige Miet-

l<aution. Sie bekommen dann ein

Darlehen vom Jobcenter. Dieses

müssen sie aber sogleich in

Teiten zurlickzahlen. Dafür wird

ihr Regelbedarf um ro % im

Monat gekürzt. Die Folge: Eine

längere U nterdeckung des

Existenzminimums. lst das

rechtens?

89

90
97

92

92

Gesundheit 707
Soziales

Jeruonrr ScHolz
Hamburg als Vorbild:
Einbeziehungvon Beamt¡nnen und Beamten in die GKV

Gibt es Wege in Richtung Bürgerversicherung
in der Landespotitik?

Berufskrankheiten: Steigender Trend
Kassen mit Finanzreserven von r9,z Mitliarden Euro

Kunr Nrromus
Rechtliche Quadratur des l(reises:
Aufrechnung von M¡etkautionsdarlehen
im Hartz:lV-Bezug
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Liebe Leserinnen und Leser!
Die März-Ausgabe der Sozìalen Sicherheit berichtet aktuell Über eine
Pressekonferenzzu ärzllichen Lehrpraxen, die nunmehr von Bund, Län-
dern, der Österreichischen Arztekammer sowie der Sozialversicherung
finanziell getragen werden. Durch den Lehrpraxis-Gesamtvertrag wurde
nun die gesamtvertragliche Basis für die Verrechnung von Leistungen
junger Arztinnen und Arzte, die sich noch in Ausbildung in einer Ver-

trags(gruppen)-praxis bef inden, entsprechend
der Honorarordnung des jeweiligen Kranken-
versicherungsträgers geschaffen.
Mag. Marcel Jira (HVB) absolvierte ein im Vor-
jahr ins Leben gerufenes Programm, um bei

der Europavertretung der Sozialversicherung
in Brüssel Praxiserfahrung zu sammeln und sie
in der täglichen Arbeit zu unterstützen. Das
Personalentwicklungsprogramm wurde durch
die im September 20'1 5 eröffnete Europa-
verlretung möglich gemacht, die sich in unmit-
telbarer Nähe des Europäischen Parlaments

befindet, und für Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des Hauptverbandes
sowie aller SV-Träger eingerichtet wurde, um Erfahrungen aus dem in-
ternationalen Umfeld sammeln und Entscheidungen der EU unmittelbar
mitvollziehen zu können.
MMag. Dr. Birgit Schrattbauer (Universität Salzburg) setzt sich in ihrem
Fachbeitrag mit dem Berufsrecht der Arzteschaft auseinander. Deren

Behandlungsvertrag ist gewöhnlich ein freier Dienstvertrag und vom
Arzt persönlich auszuüben. Die Frage wird dabei untersucht, ob der
Arzt auch andere Personen (Hilfskräfte, Angehörige anderer Gesund-
heitsberuf e oder andere Arzte) zur Leistun gserbri n g u n g ei nsetzen darf .

lm Mittelpunkt der Überlegungen steht der in einer Einzelordination tä-
tige Arzt. Entscheidend für die Frage, ob für diesen eine vertragliche
Pflicht zur persönlichen Behandlung besteht, ist die vertragsrechtliche
Zuordnung des ärztlichen Behandlungsverlrags. Da dieser im Regelfall
als freier Dienstverlrag einzuordnen ist, schuldet der ArzI dem Patien-
ten keinen bestimmten Behandlungserfolg, sondern die fachgerechte
Behandlung nach den Regeln àrzllicher Kunst (lege artis). Hilfspersonen
dürfen nur unter ständiger Aufsicht herangezogen werden und in Lehr-
praxen dad jeweils nur ein Arzt ausgebildet werden.
Mit dem Gebot zur persönlichen Berufsausübung im Berufsrecht wer-
den andere Ziele als mit der ähnlich lautenden Verpflichtung in ärztli-
chen Gesamtverträgen verfolgt. Daher sind die Grenzen für die Heran-
ziehung dritter Personen zur Leistungserbringung nicht zwangsläufig
deckungsgleich. Die gesamtvertragliche Beschränkung der Leistungs-
erbringung auf die Person des Ver-iragsarztes ist als ein Aspekt zur Ge-
währleistung des Ökonomiegebotes zu sehen, das die Finanzierbarkeit
des Krankenbehandlungsanspruches sicherstellen soll.
Die Diätologin Tanja Schmoll (WGKK) gibt anschließend noch Empfeh-
lungen für die Ernährung bei Vorliegen von Diabetes mellitus Typ 2.

Dr. Wilhelm Donner
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Fachbeiträge
86 Das Expedenprogramm der Europavertretttng

der Sozialversicherung in Brüssel
Mag. Marcel Jira

90 Die Pflcht zur persönlichen Ausübung
des ärztlichen Berufs -
Berufs-, verlrags- und
vedragspartnerrechtliche Aspekte
Univ.-Ass. MMag. Dr. Birgit Schrattbauer

106 Ernáhrung bei Diabetes mellitus Typ 2'
Richtlinien r,rnd EmPfehlungen
in Theorie und Praxis
Tanja Schmoll BBSc

Buchrezens¡on
'108 Für Sie gelesen

Neue Bücher
109 Gesundheit

lnformation
1 10 Gesundheitsförderung in Krankenhäusern

und Gesundheitseinrichtungen
Vision und Strategie des ONGKG bis zum Jahr 2021

Univ.-Prof . Dr. Gernot Brunner

SV Europa
1'11 News 1/2018

Health System Watch al2018
117 Verhaltensökonomische Anwendungen

im Gesundheitswesen
Dr. Thomas Czypionka, Sophie Fößleitner BSc

Soweil in diesem Heft personenbezogene Bezeichnungen nur in mann-
¡icher Form angeführt sind. beziehen sie sich auf Frauen und Männer in

gleicher Weise. Bei der Bezeichnung bestimmter Personen oder Perso-
nengruppen wird die jeweils geschlechtsspezifische Form verwendet.
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*Editorial ....
Von Karl-Heinz Danzl
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+ Die neueste Rechtsprechung des VwGH zur Überprüfung
der Lenktauglichkeit
Wann kann vom Bestehen begründeter Bedenken in Bezug auf die fehlende Verkehrsanpassung eines Lenk-

berechtigungsinhabers ausgegangen werden? Können solche Bedenken auch aufVorfálle gegründet werden,

die schon länger zurùckliegen? Kann die Nichtbeachtung von Ladungsbescheiden Rückschlüsse auf die

gesundheitliche Eignung eines Kfz-Lenkers zulassen? Diese und andere praxisrelevante Fragen werden in
der neuesten Rsp des VwGH zur Zulässigkeit der Überprüfung der Lenktaugiichkeit beantwortet'

Von Martin Hiesel

t Neues aus Brüssel und Luxemburg
Im Verkehrssektor bleibt eine Reihe von bereits 2017 vorgeleglen Vorschlägen - insb zwei Mobilitätspakete

- weiterhin von prioritärer Bedeutung. Mit der Überarbeitung der EurovignettenRl soll der Rechtsrahmen

für die Erhebung von Mautgebühren für die Benutzung bestimmter Verkehrswege durch schwere Nutz-

fahrzetge neu gestaltet werden. Des Weiteren müssen die Vorschläge zur Überarbeitung der Rechtsakte für
den Zugang zum EU-Straßengüterverkehrssektor zu Ende gebracht werden. Zudem werden die Mitgesetz-

geber sich auch 2018 mit der Revision der Lenk- und Ruhezeiten-Regelungen beschäÍligen. Darüber hinaus

sind Maßnahmen zur Digitalisierung im Transportsektor geplant.

Von Othmør Thønn

Gheckliste
{ Neues im Luftfahdrecht 20-1B
Wie bereits in den vergangenen /ahren wird auch heuer wieder ein Überblick über die seit Erscheinen der

letzten Checkliste im vergangenen |ahr im Bereich des österr und europäischen Luftfahrtrechts eingetrete-

nen Neuerungen gegeben; die nunmehr veröffentlichte Checkliste schließt idS wiederum nahtlos an die im

Vorjahr erschienene an.
Von Joachim J. Janezic

Benichte
+ 1 B. Europäische Verkehrsrechtstage
am 5. und 6. 10.2017 in Wien
Von Martin Hoffer

+ Tagung der Skisachverständigen . ,

am 17.11. 2017 in Bad Hofgastein
Von Mørwin Gschöpf

ffiechtsprechL,¡ng
å Kein Abschleppen eines fremden Fahrzeugs von gemietetem Privatparkplatz
auf eigene Faust
60: OGH 20. 12. 2017, 10 Ob 34/17y
illit AnmerÍctlt1g \lott lvlttrtin Hoffer

å Geschwindigkeitsüberschreitung und Rechtswidrigkeitszusammenhang . . .

61 : OGH 24. '10. 2017 , 2 Ob 1 55/1 7 h

Ð Haftungsvoraussetzungen für Pferdehalter in Straßennähe . .

62: OGH 25.5.2016,2 Ob 701169
N[it Anmerkurtg von Christitttt Huber
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J u;d i l.<atu ru bensicht Verweltu ng
+ stvo 136
63: VwGH 9. 10.2017, Ra 2017/02/0138
Aufforderung zur Atemluftuntersuchung, Alkoholisierungsverdacht muss nicht zur Kenntnis gebracht wer-
den

64: VwGH 9.10.2017,Ra2O17/02/O138 . . 136
,,Nächstgelegene Dienststelle", der Begriff ist nicht wortlich zu verstehen

65: VwGH 18. 10. 2017, Ra 2017/02/0041 . , . 1 36
Untersuchung auf Suchtgiftbeeinträchtigung, Harnprobe ist nicht verpflichtend

66:VwGH18.10.2017,Ra20'16t11/O177... 136
Bestellung zum Organ der Straßenaufsicht schafft kein Dienstverhältnis zu einer Gebietskörperschaft

+ FSG 137
67: VwGH 18. 1 0. 2017, Ra 2017/11 /O1 45
Probeführerschein, Nachschulung nur bei rk Bestrafung

68:VwGH 2O.g.2O17,Ra2017/11/0226 .. 138
Schlafapnoe, Relevanz nur bei übermäßiger Tagesmüdigkeit

69:VwGH 25.10.2017,Ra2017/11/O258 . . . 138
Eine erhobene Rev ändert nichts an der Bindungswirkung eines rk Straferkenntnisses

+ KFG 139
70: VwGH 18. 9. 2017, Ra 2017 111 /OO37

Natürliche Person, auch bei Gewerbebetrieb ist Standort des Fahrzeugs der Hauptwohnsitz

Kuratcri urn furr Venkeh rssicherheit
Ð Road Safety lnspections (RSl) im untergeordneten Straßennetz 139
Entwicklung und Erprobung einer Methode zur Ermittlung von Strecken mit Sanierungspotenzial
Die Durchführung von Road Safety Inspections (RSI) hat sich im hochrangigen Straßennetz Österreichs
(Autobahnen und Schnellstraßen) seit ihrer Einführung2004 bewährt. Das Österreichische Verkehrssicher-
heitsprogramm 20Il - 2020 sieht eine Anwendung von RSI auch im untergeordneten Straßennetz vor. Im
Zuge eines Projekts wurde eine Methode entwickelt, mit der rechnerisch Strecken mit Sanierungspotenzial
im Landesstraßennetz L und B ermittelt wurden. Die Effektivität der Methode konnte durch praktische
Evaluierung von Teststrecken mittels RSI bestätigt werden.
Von Søndrø Schmied, Veronika Zuser und Martin Winkelbauer 
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GENERALSEKBE-TAR

Klarheit und Rechtssicherhelt

Am 25. Mai 2018 trin die Datenschutz-

grunduerordnung (DSGVO) in Krafi, die

alle betrifi, die personenbezogene Daten uon

EU-Bürgerinnen und E U -Bürgern uerarb ei-

ten. Auch Haftung¡jìagen b es ch dfiigen

Komrnunen nicht erst seit dem Salzburger

Spehulationsprozess, den Linzer Swap-

Geschrifien oder jenem Gericbtsurteil, das

einer Kindergartenptidagogin Wrletzung der
Aaf ichtspflich t während e iner Turnstande

uorutørf Es henscht Unsicherheit: Vas ist

noch Adressuerualtung, was schon Daten-

rnissbrauch? \Y/of)r können Kommunen hafi-
bar gemacht werden? Vie sind Zweitwohn-
sitze zu behandeln?

In dieser Ausgabe der ÒGZ hommen Exper-

tinnen und Experten zuWort, die sich mit
aþtuellen Rechtsfragen uon Datenschutz bis

Raurnordnung, uon Wrgaberecht bis Hafiung
auseinandersetzen. Denn wir brauchen

Programme, Wro rdnungen, Rege lungen und
Gesetzesnouellen, um øuf gegenwärtige

Ennuicklungen und den digitalen Wandel zu

reøgieren, um fiir unsere tägliche Arbeit in
den Stàdten und Gemeinden Klarheit und
Rechtssicherheit zu scbffin.

Tltomas W'emínger,
Genera lse þret¿ir Österreic hh ch er Städte bund
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Am 25. Mai tritt die Datenschutz-Grundverordnung in Kraft.
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PRASIDENT

Spielregeln für den
Wohnungsmarkt

Lehtbøres Vohnen zu ermöglichen ist ei.nes

dcr wichtigsten sozialen Anliegen einer Stadt-

uerwabung. Die touristische Wrmietung uon

Wohnungen über Pkttformen u.,ie Airbnb
solhe d¿bei durcltaus hintetfagt werd.en.

InVien sind d¿rzeit rand 2.000 Unterhünfie,

hauptsächlich i.n innerstädtisclten Bezirþen,

døuerhafi an Touristinnen und Touristen

aerrnietet, und da.s meist uon gewerblichen

Grofîanbietern. Wächst Airbnb mit dzr Dyna-

mih dcr uergangenen Jøhre weiter, þ¿innten

einer Sødie der TUVien zufolge lm Jahr
2022 etwa 40.0001Vohnangen benofen sein.

Dieses Problem stelb sich nicltt nur inWien:

Salzburg beispielswehe uerzeichnet mittler'

weile 800 Airbnb-Vohnungen, Ti:nd¿nz

steigend. Die Nouelle der Salzburger Røum-

ordnang behand¿lt bereits die Zwechentfem-

dung uon Vohnungen f)r toaristische Beher-

bergungen. Denn, wenn Wo hnen zur Vare

wird, hat das erhebliche Auswirkungen auf die

Gesellschafi: Mietpreise steigen, lehtbater

Wohnraurn wird hnapp, Stadtte¡le aerändem

sich. Hier sind Reguli.erungen wie eine Leer'

standsabgabe od'er strengere Vorschrirten f)r
Airbnb-Anbieterlnnen gefagt, um d¿s Grund'

recht aafWohnen dauerhafi zu sichern.

Micltael Häapl,
Prà.sicient Österreichiscb er Stàdte bund
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Ð Smart Contracts: Vertragsabschluss und Haftung. ' . ' 293
Im Schatten des Bitcoins erreichte die Blockchain-Technologie ihre nächste Evolutionsstufe: den Smart

Contract. Obwohl die Entwicklung von Smart Contracts bereits einen festen Platz im Budget vieler Global
player eingenommen hat, hinkt die juristische Auseinandersetzung den praktischen Bedürfnissen bislang

hlnierher. Ziel des Aufsatzes ist es, dieses Desiderat ein Stück weit anzugehen, indem ausgewählte zivilrecht-

Iiche Fragestellungen im Zusammenhang mit dem Vertragsabschluss und dem Haftungsregime von Smart

Contracts behandelt werden.
Von Søschø Smets und Siegfried Køpeller

t Exklusion von Drogentätern. . .

Diskurse über Maßnahmen für suchtkranke Rechtsbrecher fl'eil 1)

Die Maßnahme für entwöhnungsbedürftige Rechtsbrecher nach S 22 StGB ist durch Einschränkungen der

vorgesehenen Zwangsbehandlung gekennzeichnet. In den Debatten der Strafrechtskommission von 1955

*r-trã.tr die Bestimmungen für den Entwöhnungsvollzug formuliert und dabei Drogentäter mit langen Frei-

heitsstrafen von der Maßnahme ausgeschlossen. Erst durch den S 68 a SIVG, der wie das Maßnahmenrecht

mit der Großen Strafrechtsreform in Kraft trat, wurde auch (Drogen-)Tätern mit mehrjährigen Frefüeits-

strafen ein Behandlungszugang eröffnet. Die Studie ist der Entstehungsgeschichte des Entwöhnungsvollzugs

und seinem BedeutungswandJ gewidmet In Teil 1 werden die Gründe für die Exklusion der Drogentäter

analysiert.
Von Irmgørd Eisenbach-Stangl und Wolfgang Stangl
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Außätze
Aktuelle Rechtsentwicklungen bei suchmaschinen im Jahre 2017

RA Dr. Sebastian Meyer, LL.M. und RA Dr. Christoph Rempe, Bielefeld

Der Bericht gibt einen Úberblick über die rechtlichen Entwicklungen_im Zusammen-

6*f *it Suãhmaschinen. BeriìcksichttCt ling gerichtliche Entscheidungen, wissen-

schaftliche Aufsätze und sonstige Veröffõntlichungen aus dem letzten Jahr- Der Bericht

knüpft damit an den Überblickães Vorjahres (K&R 2017 ,303 ff') an'

223 Penetrationstest bei Auftragsverârbeitung
RA Dr. Florian Deusch, Ravensburg, und Prof. Dr. Tobias Eggendorfer, weingarten

Der Auftraggeber einer Auftragsverarbeitung ist gesetzlich. verpflichtet, seinen Auf-
;;il.h-"t"örgfülrig bezüglicñ der technischen und organisatorischen Datenschutz-

unã lT-Sicherhãitsmãßnuhrñen auszuwählen. Er muss die Umsetzung der Maßnahmen

pri;ifãr o¿"r ri"tt geeignet nachweisen lassen. Die akJuelle Praxis beschränkt sich dabei

im Wesentlichen aufîie Prüfung der Netzwerksicherheit sorvie der organjsatorischen

Maßnahmen. Doch erscheint diei unzureichend: Ein weitaus größerer Teil der Daten-

;;;i;*6;hieht aktuell über fehlerhafte Anwendungssoftware, insbesondere bei

We¡-Anrîendungen. Der Beitrag diskutiert deshalb, ob ein Penetrationstest zu der ob-

figáioiisãtr"n Þ"i"ttng gehört, we-il er gezieknach Sicherheitslücken sucht, die zu einer

Datenexfiltration führen könnten.

Datenzugangsverhältnis, FRAND und Wettbewerbsrecht
RA Sebastian Louven, Oldenburg

Daten sind eine wesentliche Grundlage wirtschaftlichen Wachstums in der Europäi-

r"ft.n Ùnion geworden. Nicht nur dasi die Digitalbranche selbst neue Entwicklungen

ãiit1.it g"Utíchthx,auch herkömmliche Wirtlchaftszweige-werden zunehmend digi-

tàlìriãtt. î"Uei zeigt sich zunehmend die wirtschaftliche Bedeufung von Daten, sei es

als Ressource für ãeue Geschäftsmodelle, wettbewerbswesentliche Information oder

"*¡ l"r negativen Sinn als Möglictrkeit zur Wettbewerbsbeschränkung,.indem Unter-

néh*en Daien nicht teilen. Doõh können nach bereits bestehenden wettbewerbsrecht-

üãÀìt n"g"t*gen Untemehmen gezwungen werden, andefen Untemehmen bestimm-

te Daten b'ereitästellen? Wie köñnte einãerartiges Daterlztgangsverhältnis aussehen

und welche Rahmenbedingungen könnten gelten?
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Der Beitrag bringt den in Heft 3 begonnenen Überblick über die Entwicklung de.s Rund-

funkrechts in deiRechtsprechungãer Verfassungs- wie der Fachgerichtsbarkeit in den

ietiten la¡ren zum Abscñluss. Sc-hwerpunkte sind die Aufsicht über den privaten Rund-

fuú, Vi"tfulßsicherung und Jugendsèhutz sowie Einzelfragen der Rundfunkbericht-
erstattung.

Länderreport Österreich
RA Hon.-Prof. Dr. Ciemens Thiele, LL.M. Tax (GGU), Salzburg

Der Autor präsentiert die aktuellen Rechtsentwicklungen in Österreich, darunter Ent-
scheidungeï zum Rücktrittsrecht im Femabsatz, zur Haftung von Facebook a1s Host-
providerizur urheberrechtlichen Kreativleistung von Werbeag_e_nturen, zur Haft1ng
von Hasépostings, zum Ausspionieren von Ehepartnem mittels WhatsApp und zur be-

trieblichen Videoüberwachung.
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OLG Köln, 2.2.2018 - 6U 85117

262 Academic Conditions: Kein Anspruch auf Software anYorangskonditionen
OLG München,23.1l.20l7 -29U 142117 Kart

266 Das Boot III: Angemessene Beteiligung an Filmproduktion
OLG München, 21.12.2017 -29U 2619/16

266 Keine Verletzung des postmortalen Persönlichkeitsrechts durch Berichterstattung
OLG Köln, 30.11.2017 - lsU 67117
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269 AGB-Verstöße und rechtswidrige Datenschutz-Voreinstellungen in sozialem Netzwerk
LG Berlin, 16.1.2018 - 16 O 34l.ll5

275 Kommentar von RA Lasse Konrad, Berlin

276 Kein Herausgabeanspruch auf Facebook-Account gegen ehemaligen Mitarbeiter
AG Brandenburg, 31. 1.2018 - 31 C 21.2117

280 Wirksame Bekanntgabe einer Klausurbewertung im Hochschul-Interneþortal
BVerwG, 21. L2.2017 - 6B 43.17

282 Rundfunkbeitragspflicht für betriebliche Fahrzeuge bei Betriebsstätte in der Wohmrng
BVerwG, 22.1.2018 - 6 C 51.16

282 Rundfunkbeitragsfreiheit nur für speziell gewidmete Betriebsstätten ohne Rundfunknutzung
BVerwG, 29.1.2018 - 6B 49.17

I 282 Untersagte Datenweitergabe von WhatsApp an Facebook rechtmäßig
Ilamburgisches OVG, 26.2.2018 - 58s93/I7

287 Kommentar von Dipl. jur. Frank Trautwein und RA Philipp Heindorff, Berlin
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